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Änderungsantrag zu W-02

Von Zeile 100 bis 111:
Mit großer Sorge beobachten wir Angriffe auf die Rechte mobiler Beschäftigter. Bereits in den

vergangenen Jahren wurden soziale Rechte von EU-Bürgerinnen schrittweise eingeschränkt. So

wurden durch die gesetzlichen Regelungen aus dem Jahr 2016, insbesondere die Ansprüche

arbeitsuchender Unionsbürger*innen auf Leistungen der Grundsicherung, erheblich begrenzt.

Heute erleben wir erneut politische Vorstöße, die den Zugang zu sozialen Leistungen

erschweren oder die Arbeitnehmer*innenfreizügigkeit selbst infrage stellen: Ausnahmen vom

Mindestlohn in der Saisonarbeit, Debatten über die Kürzung des Kindergeldes für Kinder im

Ausland. Begleitet wird dies von rassistischen Ressentiments, insbesondere antiziganistischen

und antiosteuropäischen Narrativen, sowie pauschalen Vorwürfen des Sozialmissbrauchs, die

dazu dienen, den Zugang zu Grundsicherung und sozialen Rechten weiter zu erschweren.

Heute erleben wir politische Vorstöße, die den Zugang zu sozialen Leistungen erschweren oder

die Arbeitnehmer*innenfreizügigkeit grundsätzlich infrage stellen: Begleitet wird dies von

rassistischen Ressentiments, insbesondere antiziganistischen und antiosteuropäischen

Narrativen, sowie pauschalen Vorwürfen des Sozialmissbrauchs.
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